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«Ihrer Ansicht nach wählen sie nicht extrem»
Die AfD ist bei den Jungen in Sachsen und Thüringen die beliebteste Partei – der Generationenforscher Rüdiger Maas erklärt den Erfolg

Herr Maas, noch vor kurzem haben die
jungen Deutschen für Fridays for Future
demonstriert und die Grünen gewählt.
Jetzt haben 38 Prozent derWähler unter
25 Jahren in Thüringen für die AfD ge-
stimmt, auch in Sachsen ist die Partei
stärkste Kraft bei den jungen Leuten.
Was ist da los?
Erstens, die Wahlergebnisse sind nicht
überraschend.Wir erleben einenRechts-
rutsch bei den Erstwählern in ganz
Deutschland. Das haben wir bei den
Europawahlen gesehen.Zweitens konn-
ten wir nie empirisch belegen, dass sich
die jungen Leute besonders nachhaltig
verhalten.Dashabenwir alsGesellschaft
bloss in sie hineinprojiziert.Drittens sind
seit dem Beginn der Schulstreiks gegen
den Klimawandel fünf Jahre vergangen.

Das heisst?
Wir haben es heute mit einer kom-
plett neuen Kohorte von jungen Leu-
ten zu tun. Um diese besser zu ver-
stehen, haben meine Kollegen und ich
eine repräsentative Studie durchgeführt.
Wir haben im vergangenen Monat 1000
Deutsche zwischen 16 und 25 Jahren be-
fragt, aus Ost und West. Erst über On-
line-Fragebögen, dann auf der Strasse.
Unsere Ergebnisse decken sich mit den
Wahlresultaten.

Was haben Sie herausgefunden?
Einige Ergebnisse haben mich scho-
ckiert. Jeder dritte Deutsche unter 25
Jahren hat beispielsweise Angst vor den
Grünen, sie fürchten eineVerbotspolitik

durch die Partei. Ich bin 45 Jahre alt und
komme aus einer Generation, die viel
eher Angst vor der AfD hat. Doch mit
der AfD hadern die jungen Menschen
weniger. Das hat verschiedene Gründe.

Welche?
Unsere Daten zeigen: Die jungen Men-
schen sehen als dringlichstes politisches

Problem in Deutschland die Migration
an. Die AfD erscheint ihnen da als Par-
tei, die das lösen kann.Spannend ist:Frü-
her haben die Menschen gesagt, dieAus-
länder nähmen ihnen die Arbeitsplätze
weg. Heute sagen die jungen Leute, die
Migranten arbeiteten zu wenig.

Sie sprachen von verschiedenen Grün-
den für die Beliebtheit der AfD . . .
Ein weiterer Grund ist die veränderte
Mediennutzung der jungen Menschen.
Sie verbringen mehr als vier Stunden
pro Tag in den sozialen Netzwerken, be-
sonders beliebt ist Tiktok. Jeder zweite
informiert sich ausschliesslich über
Social Media. Die Auswirkungen davon
unterschätzen wir schlichtweg.

Über 30 Prozent aller jungen Menschen
haben in Sachsen und Thüringen die
AfD gewählt. Das liegt doch nicht an
den sozialen Netzwerken . . .
Social Media wirkt als Grund für den
Rechtsruck tatsächlich unterkomplex.
Doch in unseren Gesprächen auf der
Strasse haben die jungen Menschen
immer wieder mit denselben Videos
argumentiert, die sie gesehen haben.
Das spricht für den grossen Einfluss der
sozialen Netzwerke. Wir wissen: Je ein-
gängiger eine Botschaft formuliert wird,
desto erfolgreicher ist sie auf Social

Media. Die AfD hat das ebenso wie das
Bündnis SahraWagenknecht (BSW)ver-
standen.Mit ihren populistischenAussa-
gen haben sie dort enorme Erfolge.

Können Sie ein Beispiel nennen?
Ein ganz aktuelles:NachdemAttentat in
Solingen haben die etablierten Parteien
deutlich gemacht, dass sich in der deut-
schen Migrationspolitik etwas ändern
muss. Die AfD hat darauf geantwortet:

Seht,wir sagendas schon seit Jahren.Das
unterstützt das gängigeNarrativ der Par-
tei, dass sie ein Underdog sei. Jemand,
der nicht ernsthaft angehört werde. In
den sozialen Netzwerken lässt sich diese
Erzählung gut verkaufen. 40 Prozent

aller jungen Menschen gaben bei unse-
rer Befragung an, die AfD werde in den
Medien ungerecht behandelt. Fast jeder
Dritte sagte, der Staat handle gegen das
Interesse seiner Bürger, bei den AfD-
Wählern waren es sogar 70 Prozent.

Viele junge Menschen wählen also
extremeRandparteien,weil derenAnsich-
ten für sie völlig normal geworden sind?
Ihrer Ansicht nach wählen sie nicht ex-
trem. Das bisherige Verständnis von lin-
ker und rechter Politik funktioniert für
viele junge Menschen gar nicht mehr. 17
Prozent unserer befragten jungen AfD-
Wähler würden sich selbst etwa der poli-
tischen Mitte zuordnen. Die AfD ist für
sie eine volksnahe Partei, welche die
Sprache der Jugend spricht und The-
men angeht, die sie beschäftigen. Ge-
nauso verkauft sich die Partei auf Social
Media. Auch das BSW ist für viele eine
Partei der Mitte,weil es linke und rechte
Ansichten vereine. Jeder vierte Befragte
sagte zudem, die Begriffe «links» und
«rechts» ergäben keinen Sinn mehr.

Wasmöchtendie jungenMenschendenn?
Viele junge Menschen haben Zukunfts-
ängste. Sie glauben, dass ihr Leben
langfristig schlechter wird. Eigentlich
sind sie auf der Suche nach einer Partei
der gesellschaftlichen Mitte, mit der sie
nichts falsch machen können. Doch von
den Ampelparteien fühlen sich viele im
Stich gelassen. Man darf das nicht ver-
gessen: Während ihrer gesamten Kind-
heit hat Merkel regiert, und die Welt
schien heil zu sein. Jetzt dürfen sie wäh-
len, doch die Umstände sind kompli-
zierter geworden. Viele sehnen sich zu-
rück nach der Kanzlerin und der Stabili-
tät, die sie verkörpert hat. Ich würde von
einer Merkel-Nostalgie sprechen – von
der Sehnsucht nach dem Gestern.

Sturm und Drang, 1968 oder die Ökos:
Die Jugendbewegungen der Vergangen-
heit schauten progressiv nach vorne.
Warum verklären die jungen Leute
heute die Vergangenheit?
Es gibt heute im Grunde keine Räume
mehr nur für junge Menschen. Nehmen
wir als Beispiel Tiktok. In dem sozialen
Netzwerk haben sich zuerst die jungen
Leute versammelt, dann drängten Politi-
ker, Unternehmerinnen und Eltern hin-
ein.Doch ohneAbgrenzung von den Er-
wachsenen kann keine Jugendbewegung
entstehen. Früher haben sich die jungen

Menschen von ihren Eltern distanziert,
heute übernehmen sie deren Werte. Die
Eltern sind oft die besten Freunde der
Jugendlichen.

Die Helikoptereltern sind also schuld,
dass die jungen Leute populistischer
wählen als früher?
Wir können tatsächlich einen Zusam-
menhang herstellen.Viele Eltern haben
ihre Kinder zu sehr verwöhnt, ihnen
alle Probleme abgenommen. Das über-
tragen ihre Kinder jetzt auf den Staat.
Sie sehen die Bringschuld bei der Regie-
rung, sie soll sich um alle Probleme küm-
mern. Diese jungen Menschen fühlen
sich kaumeigenverantwortlich.In dieser
Logik folgt dieAngst,dass dieRegierung
etwas tut, was einem nicht gefällt – und
wogegen man sich nicht wehren kann.
Die jungen Leute fühlen sich ohnmäch-
tig. Das macht sie empfänglich für die
Versprechender populistischenParteien.

Bei der Europawahl haben 16 Prozent
der jungen Deutschen die AfD gewählt,
bei den jetzigen Landtagswahlen waren
es über 30 Prozent.Warum wählen junge
Ostdeutsche eher rechts als gleichaltrige
Westdeutsche?
Auch das lässt sich durch die Eltern er-
klären. Viele Menschen in Ostdeutsch-
land sind unzufrieden. Sie haben das
Gefühl, dass ihnen nach der Wende ein
gesellschaftliches System übergestülpt
wurde, in dem sie als Mensch vergessen
wurden. Die Erzählungen und Gefühle
der Eltern übernehmen viele Jugend-
liche unreflektiert, die Unzufriedenheit
der Alten überträgt sich auf sie. Gleich-
zeitig hat sich im Osten in den vergan-
genen Jahren viel verändert. Wenn ein
paar tausend Flüchtlinge nach Frankfurt
am Main kommen, fällt das niemandem
auf. In einem ländlich geprägten Land-
kreis in Ostdeutschland schon.

Interview: Leon Igel
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Die Jungen wählen am liebsten AfD

Stimmenanteil bei den 18- bis 24-Jährigen in Thüringen, in Prozent

AfD Linke CDU BSW SPD Grüne
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Neues Leben nach dem Terror

Die irakische Stadt Mosul wurde 2014 vom IS
eingenommen und drei Jahre später durch eine
internationale Koalition zerstört. «NZZ Format» spricht
mit den Menschen vor Ort und zeigt, wie sie versuchen,
die Wunden zu heilen.

Heute um 23.05 Uhr auf SRF 1
Und ab Freitag auf nzz.ch/format
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In konservativen Gliedstaaten werden manche Bücher aus Bibliotheken verbannt, online sind sie leicht erhältlich. PATRICK T. FALLON / BLOOMBERG

Verlage klagen gegen Florida
Widerstand gegen die Bücherverbote an amerikanischen Schulen

DAVID SIGNER, CHICAGO

Amerika gilt als Land der Freien, und
Florida hat «Freedom» immer beson-
ders hochgehalten. Aber unter dem
republikanischen Gouverneur Ron De-
Santis wurden in den letzten Jahren di-
verse Gesetze verabschiedet, die die
verfassungsmässig garantierten Freihei-
ten einschränken. Sie führen auch dazu,
dass immer mehr Bücher wegen «anstös-
siger Inhalte» aus den Schulbibliotheken
entfernt werden.Nun haben sechs grosse
Verlage wegen dieser «book bans» gegen
die Schulbehörden in Florida geklagt.

EinGesetz aus demJahr 2023 schreibt
vor,dass einBuch innerhalb von fünfTa-
gen vorsorglich aus einer Schulbiblio-
thek entfernt werden muss, wenn ein
einziger Elternteil eines Schülers oder
auch nur ein einzelner Bürger des ent-
sprechenden Bezirks das Werk als un-
angebracht empfindet. «Unangebracht»
bedeutet konkret,dass dasBuch auf eine
nicht altersgerechteArtThemenwieSex,
sexuelleOrientierung,Geschlechtsiden-
tität oder «Rasse» behandle.

Drakonische Strafen drohen

Die Verlage erläutern in ihrer Klage,
dass sie nicht prinzipiell gegen das Ge-
setz und Bemühungen, Schüler vor Por-
nografie zu schützen, seien. Aber ihrer
Ansicht nach öffnet das Gesetz wegen
seiner vagen Formulierung der Willkür
Tür undTor.Tatsächlich nehmen die Bü-
cherverbote in Florida massiv zu. Laut
der Schriftstellervereinigung Pen Ame-
rica wurden zwischen Juli 2021 und
Dezember 2023 in Florida 3135 Bücher
aus Bibliotheken verbannt. Die Zensur
beschränkt sich dabei allerdings nicht
auf Florida; der Sonnenstaat ist in die-
ser Hinsicht zwar führend, aber inner-
halb eines halben Jahres kam es in ins-
gesamt 23 Gliedstaaten quer durch die
USA zu mehr als 4300 Bücherverboten.

Im Kampf gegen diesen Zensurfuror
machen dieVerlage die freie Meinungs-
äusserung geltend, aber auch ein Urteil
des Supreme Court. Dieses hielt 1973
fest, dass bei der Entscheidung, ob ein
Werk pornografisch sei, nicht eine ein-
zelne Textstelle massgeblich sei, son-
dern das Werk als Ganzes. Genau das
passiert in den Zensurverfahren jedoch
nicht. Da lässt der jeweilige Schulvor-
stand die beanstandete Stelle laut vor-
lesen,worauf er dasWerk dann vorsorg-
lich aus der Bücherei entfernt. Bis eine
endgültige Entscheidung fällt, kann es
Jahre dauern.

Aufgrund dieses Prozederes fallen
laut den Klägern auch immer wieder
Werke derWeltliteratur der Zensur zum
Opfer, zum Beispiel von Toni Morrison,

Gabriel Garcia Márquez, Aldous Hux-
ley, Leo Tolstoi, Kurt Vonnegut, Ernest
Hemingway oder Alice Walker. Auch
der berühmte Holocaust-Comic «Maus»
von Art Spiegelman musste aus einer
Bücherei in Tennessee entfernt werden.
Bei Online-Buchhändlern kann man je-
doch alle zensurierten Bücher finden
und kaufen.

In den letzten zwei Jahren erliessen
sieben konservative Gliedstaaten Ge-
setze, die Bibliothekare und Lehrkräfte
mit hohen Geldstrafen und langjährigen
Haftstrafen belegen, wenn sie Kindern
«schädliche» Bücher zum Lesen geben.
In Georgia wurde ein Lehrer entlassen,
weil er Fünftklässlern aus einem Buch
vorgelesen hatte, in dem es um Ge-
schlechtsidentität ging. In Texas wurde
eine Lehrerin auf die Strasse gestellt,
weil sie ihrer achten Klasse das Tage-
buch vonAnne Frank vorgelesen hatte.

SolcheFällehabeneineabschreckende
Wirkung auf andereLehrer undSchulbe-
amte.Oft «säubern» sie inzwischen schon
präventiv ihreLehrpläneundBüchereien
vonWerken, die ihnenÄrger einbringen
könnten. In der Klage ist sogar die Rede
von Schulen, die ihre Bibliothek vor-
sichtshalber gänzlich schlossen. Denn
kein Werk ist vor den Tugendwächtern
sicher. In Utah wurde letztes Jahr sogar
dieBibelwegengewalttätigenundobszö-
nen Passagen zum Objekt von Einspra-
chen. Oft sind es ein paar wenige Auf-
passer,die die Schulen tyrannisieren.Die
«Washington Post» analysierte tausend
Einsprachen und kam zu dem Resultat,
dass 60 Prozent der Reklamationen von
elf Personen stammten.

LGBTQ-Inhalte beanstandet

Unter den Vorwurf der Pornogra-
fie und der Indoktrination fallen vor
allem Bücher mit LGBTQ-Inhalten.
Weitere Gesetze in Florida verbieten,
dass gleichgeschlechtliche Sexualität
im Unterricht der Unterstufe zur Spra-
che kommt oderMinderjährige generell
«sexuellen Beschreibungen oder Narra-
tiven» ausgesetzt werden. Damit wird
auch dasVorlesen von Büchern mit «an-
züglichen» Inhalten strafbar. Lehrkräfte
setzen sich in diesem Klima schnell dem
Verdacht aus, Kinder in missbräuch-
licher Absicht zu sexualisieren (das so-
genannte «Grooming»).

Ein weiterer Streitpunkt ist die
Art, wie die afroamerikanische Ge-
schichte vermittelt wird. Gerade in Flo-
rida wird Lehrern oft vorgeworfen, sie
seien zu links und von der «critical race
theory» geprägt; entsprechend stellten
sie das Erbe von Sklaverei und Rassis-
mus einseitig dar,mitWeissen alsTätern
und Schwarzen als Opfern, und damit

den weissen Schülern Schuldgefühle
eintrichtern.

Eine treibende Kraft hinter den Bü-
cherverboten in Florida ist Gouverneur
Ron DeSantis. Er spricht oft von der
verbreiteten «woken» Indoktrination an
den Schulen. Pornografisches und unan-
gebrachtes Material werde in die Klas-
senzimmer und Bibliotheken geschmug-
gelt, um die Schüler zu sexualisieren.

Die Freiheit, die sie meinen

Nach der Klage der Verlage erklärte
seine Stabsstelle, dass das Bildungs-
ministerium des Gliedstaates keine
Bücher verbiete und die Behauptungen
über ein Bücherverbot ein «Schwin-
del» seien. Das Gesetz gebe Eltern und
Bürgern lediglich die Möglichkeit, das
Schulmaterial ihrer Kinder zu kontrol-
lieren und zu beanstanden. DeSantis
hatte mit dieser Art von konservativer
Kulturpolitik in Florida lange Zeit Er-
folg und brachte sich damit in den repu-
blikanischen Vorwahlen als Präsident-
schaftskandidat in Position. Er hatte
allerdings keine Chance gegen den
Favoriten Trump.

Auch in Florida selbst erwächst nun
zunehmend Widerstand gegen ihn.
Nebst der Klage der grossen Verlage –
zu denen Branchenriesen wie Penguin
Random House, Simon & Schuster und
Harper Collins gehören – sind auch an-
dere Einsprachen von den Schriftsteller-
vereinigungen PenAmerica undAuthors
Guild hängig. In anderen Gliedstaaten
wie Texas oder Iowa prüfen Bundes-
gerichte ähnliche Klagen. Eine Ironie
liegt darin, dass ausgerechnet Konser-
vative wie DeSantis sich gerne auf die
Redefreiheit im ersten Zusatzartikel der
Verfassung beziehen, um gegen Forde-
rungen der politischen Korrektheit zu
kämpfen. Nun steht DeSantis, der seine
Autobiografie mit «Mut, frei zu sein» be-
titelt hat, auf einmal in dem Ruf, selbst
ein Freiheitsgegner zu sein.

Die gegenwärtige Auseinander-
setzung um «gefährliche» Bücher ist
Teil eines allgemeineren Kampfes um
den uramerikanischen Begriff der Frei-
heit, den sich bisher vor allem die Repu-
blikaner auf die Fahne schrieben. Nun
ist «Freiheit» jedoch auch zu einem zen-
tralen Schlagwort von Kamala Harris’
Wahlkampf geworden. Die Demokra-
ten verstehen unter Freiheit vor allem
auch den Schutz vor staatlichen Über-
griffen, wenn es um private Angelegen-
heiten wie das Liebesleben, das Recht
auf Abtreibung oder eben die Wahl der
Lektüre geht.Es ist gut möglich, dass sie
damit auch viele konservative Bürger
ansprechen, denen die Bevormundung
in Gliedstaaten wie Florida zu weit geht.

Der Papst warnt vor
religiösem Extremismus
Franziskus besucht Indonesien

KATRIN BÜCHENBACHER

Der südostasiatische Inselstaat ist ein
Land der Superlative. Es hat die viert-
grössteBevölkerungderWelt, ist die dritt-
grösste Demokratie, hat die zweitlängste
Küste – und ist das Land mit den meisten
Muslimen.Die rund 240Millionen Gläu-
bigen leben einen moderaten Islam, tole-
rant, respektvoll, modern. Andere Reli-
gionen, wie das Christentum mit knapp
30MillionenAnhängern,derHinduismus
oder der Buddhismus, sind anerkannt.
Die Regierung betont die religiöse Har-
monie im Land.Alles in Ordnung also?

Kopftuch im Trend

Der Besuch des Papsts ab Mittwoch
erfolgt zu einem kritischen Zeitpunkt.
Denn für die grösste religiöse Minder-
heit imLand,die 10 Prozent Christen, ist
einiges imUmbruch.Auch in Indonesien
wächst der Anteil jener, die den Islam
konservativ auslegen, besonders bei den
Jungen. Der Hijab, ein Schal, der Kopf
undHals bedeckt, liegt bei den indonesi-
schenFrauen imTrend.Bis vor zwei Jahr-
zehnten war das Kopftuch vor allem auf
dem Land verbreitet, doch dann hat die
nahöstliche Tradition bei gut gebildeten
StädterinnenAnklang gefunden.

Islamistische Gruppierungen gewin-
nen an Einfluss und Zulauf. Sie haben
politische Parteien gegründet, ihre An-
hänger patrouillieren in den Einkaufs-
zentren und reissen in der Adventszeit
die Weihnachtsdekorationen nieder.
Immer wieder verübten sie Anschläge
gegen Kirchen. Menschenrechtsorga-
nisationen kritisieren das strenge und
breit gefasste Blasphemiegesetz in Indo-
nesien. Vor zwei Jahren wurde es von
einem auf sechs Artikel erweitert. Dazu
kommen die rechtlichen Bestimmun-
gen für «religiöse Harmonie». Kleinste
Verfehlungen könnten dahingehend
interpretiert werden, dass sie die reli-
giöse Harmonie stören, schreibt Human
Rights Watch. All dies nützt vor allem
den Interessen der dominanten Reli-
gion, dem Islam,dem 87 Prozent der Be-
völkerung angehören.

Die Gesetze können auch zur poli-
tischen Waffe werden. So wurde zum
Beispiel 2017 der damalige Bürger-
meister von Jakarta, ein Christ chi-
nesischer Abstammung, zu zwei Jah-
ren Haft verurteilt, da er einen Koran-
vers in einer Kampagnenrede erwähnt
hatte. Ein Video davon zirkulierte im
Netz und brachte die konservativen
Muslime gegen ihn auf.Wer vom Islam
zum Christentum konvertiert sei, gerate
ins Visier, schreibt die weltweit aktive
Organisation für Christenverfolgung

Open Doors in einem Bericht zu Indo-
nesien. In manchen Regionen warten
Protestanten wie Katholiken seit Jahren
auf die Bewilligung zum Bau einer Kir-
che. Laut der Menschenrechtsorganisa-
tion Human RightsWatch mussten etwa
tausend Kirchen auf Druck von islamis-
tischen Gruppen schliessen. Ein Brenn-
punkt istAceh, die einzige Provinz Indo-
nesiens, wo seit 2002 das islamische
Rechtssystem Scharia gilt. Die Christen
dort versuchen, nicht aufzufallen.

Papst Franziskus’ zwölftägige Reise
nach Asien und Ozeanien hat ihn nun
als Erstes nach Indonesien geführt, er
wird dort am Donnerstag in einem Sta-
dion eine Messe für 70 000 Gläubige
halten.Es ist 25 Jahre her, dass ein Papst
Indonesien besucht hat. Zwar leben auf
die Bevölkerung gerechnet nur wenige
Katholiken im Land, 8 Millionen, Pro-
testanten gibt es 20 Millionen. Doch
ihre Lage bewegt den Papst offensicht-
lich. Er mahnte die politische Führung
im Land, sich gegen religiösen Extremis-
mus zu wappnen.EinWeg,Extremismus
vorzubeugen, sei der interreligiöse Dia-
log, sagte der Papst in seinem Gespräch
mit dem Präsidenten JokoWidodo in Ja-
karta. In einer Rede vor Beamten und
Diplomaten sagte er danach: «Es gibt
Zeiten, in denen der Glaube an Gott
leider manipuliert wird, um die Men-
schen zu spalten und Hass zu schüren,
statt Frieden (. . .) zu schaffen.»

Toleranz demonstriert

Auf staatlicher Ebene haben die kon-
servativen Kräfte aber nicht die Ober-
hand. Ab diesem Jahr seien Weihnach-
ten, Karfreitag, Ostern und Auffahrt
staatliche Feiertage in Indonesien, be-
richtete das Nachrichtenportal desHei-
ligen Stuhls in Rom,«VaticanNews», im
April. Zudem wird die zentrale Figur
des Christentums, Jesus, seit vergange-
nem Jahr in amtlichen Dokumenten als
«Jesus Christus» bezeichnet.Zuvor war
die offizielle Bezeichnung ein Begriff
aus der islamischen Tradition: Isa Al-
Masih, Messias.

Auch anderen religiösen Minderhei-
ten räumt die Regierung mehr Rechte
ein. Seit diesem Jahr haben Gläubige
von Naturreligionen und spirituellen
Strömungen in Indonesien auf ihrer
Identitätskarte eine eigene Kategorie.
Indonesier gaben bisher auf ihrer ID
eine der sechs unter dem Blasphemie-
gesetz geschützten Religionen an: Islam,
Protestantismus, Katholizismus, Hindu-
ismus, Buddhismus oder Konfuzianis-
mus. Indonesien kennt aber zusätzlich
über 245 indigene Religionen mit insge-
samt 400 000 Anhängern.

US-Regierung wirft
Russland Einmischung vor
(pra/ija.) · Die USA belegten mehrere
Personen undOrganisationenmit Sank-
tionen,darunterVertreter des staatlichen
russischen Senders RT, wie das Finanz-
ministerium und Justizminister Merrick
Garlandmitteilten.Garland sagte,der in-
nere Kreis rund umRusslands Präsiden-
ten Wladimir Putin habe russische PR-
Firmen angewiesen, «Desinformation
und staatlich geförderte Narrative als
Teil einer Kampagne zur Beeinflussung
der US-Präsidentschaftswahlen 2024 zu
fördern».Von den Strafmassnahmen be-
troffen ist unter anderem die RT-Chef-
redaktorin Margarita Simonjan sowie
weitere Personen des Senders. Etwaige
Vermögenswerte derBetroffenen in den
USA werden eingefroren.

Niederlande stoppen
Zahlungen für Abgewiesene
(dpa) · Die neue Regierung in den Nie-
derlanden stellt ihre Zahlungen für die
Unterbringung abgelehnter Asylbewer-
ber ein.«Am1. Januar2025wirdder staat-
liche Beitrag für die Unterbringung von
Menschen,die schon längst hättenausrei-
sen müssen, eingestellt», teilte die Asyl-
ministerin Marjolein Faber mit. Mit den
fünf Grossstädten, in denen eine Not-
unterbringung nach der sogenannten
Bett-Bad-Brot-Regelungangebotenwird,
habe sie sich dazu beraten. Seit 2019 gab
es in Amsterdam, Rotterdam, Utrecht,
Eindhoven und Groningen für abgewie-
sene Asylbewerber eine Versorgung mit
dem Allernötigsten. Den Städten steht
nun frei,dieBetreuungdieserFlüchtlinge
auf eigene Kosten fortzusetzen.

65 Geschosse aus Libanon
auf Israel abgefeuert
(dpa) · Die gegenseitigen Angriffe zwi-
schen dem Hizbullah und der israeli-

schen Armee dauern an. Letztere regis-
trierte 65Geschosse,die ausLibanonab-
gefeuertwurdenundauf israelischesGe-
biet flogen. Berichte über Verletzte gab
es zunächst nicht. Durch herabfallende
Geschosse seien aber mehrere Brände
entfacht worden, teilte die israelische
Armeeweitermit.Sie greift derzeitZiele
des Hizbullah im Nachbarland an.
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